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A. Geplante Form der Übertragung auf den Staat 

Die deutschen Energiekonzeme E.ON, RWE und EnBW wollen ihr gesamtes deut­

sches Atomgeschäft inklusive der Atomkraftwerke an eine öffentlich-rechtliche Stif­

tung oder einen Altlastenfond des Bundes übertragen:1 

Diese Stiftung soll die Atomkraftwerke bis zum endgültigen Ausstieg aus der Kern­

energie im Jahr 2022 betreiben. Auch für den Rückbau der Atomkraftwerke und die 

Lagerung der radioaktiven Abfälle soll die Stiftung verantwortlich sein. 

Bei der Gründung eines Fonds würde die Bundesregierung alle Risiken übernehmen, 

die mit dem Ausstieg verbunden sind. 

Die Stromversorger wollen im Gegenzug die 35,8 Milliarden Euro an Rücklagen ein­

bringen, die sie gemäß §§ 7 Absatz 2 Ziffer 3, 9a Absatz 1 Atomgesetz (AtG) bislang 

bilden mussten. Im Gegenzug soll der Staat die gesamten Risiken der Stromkonzer­

ne übernehmen. 

Die Energieunternehmen haben die Bundesregierung bereits über die Grundzüge 

dieser Planung informiert. Verhandlungen sollen bereits in Kürze aufgenommen wer­

den. 2 

Sollte es zu einer Einigung zwischen der Bundesregierung und den Stromkonzernen 

kommen, wären E.ON, RWE und EnBW möglicherweise bereit, Klagen wegen ent­

gangener Gewinne durch die vorzeitige Abschaltung zurückzuziehen und auf Scha­

densersatzforderungen zu verzichten. Aktuell sind Klagen über Schadensersatzfor­

derungen der Energiekonzerne wegen der Verpflichtung zur vorzeitigen Abschaltung 

der Kraftwerke in Höhe von mehr als 15 Milliarden Euro anhängig. 

1 http://www.welt.de/print/die_welt/wirtschaft/article127889232/Bund-soll-die-d 
Atomkraftwerke-uebernehmen.html 
http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ausstieg-aus-der-kernkraft-energiekonzerne-sollen-bad-
bank-fuer-atomkraftwerke-planen-1.1958388 
http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-05/atomkraft-energie-atommuell-stiftung 
http://www.daserste.de/information/wirtschaft-boerse/piusminus/sendung/ndr/2014/atomausstieg-
102.html 

2 http://www.sueddeutsche.de/wirtschaft/ausstieg-aus-der-kernkraft-energiekonzerne-solIen-bad-
bank-fuer-atomkraftwerke-planen-1.1958388 
http://www.zeit.de/wirtschaft/2014-05/atomkraft-energie-atommuell-stiftung 
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B. Verfassungsrechtliche Würdigung 

I. Verstoß gegen die Grundsätze einer ordnungsgemäßen 

Haushaltsführung 

1) Definition und Inhalt des Grundsatzes 

Bei der Haushaltswirtschaft öffentlicher Stellen sind die Haushaltsgrundsätze zu be­

achten. Deren Ziel ist es, die öffentliche Verwaltung und Öffentlichkeit vor möglichen 

Verlusten, unkorrekten Daten und fehlerhaften Informationen weitestgehend zu 

schützen und bundesweit für eine einheitliche Haushaltsführung und ordnungsge­

mäße Finanzwirtschaft zu sorgen. 

Insbesondere gehört hierzu auch der aus Art. 114 Abs. 2 Satz 1 Grundgesetz 

(GG), § 6 Gesetz über die Grundsätze des Haushaltsrechts des Bundes und der 

Ländern (HGrG) und § 7 Bundeshaushaltsordnung (BHO) folgende Grundsatz 

der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit. 

§ 7 Absatz 1 BHO hält die Verwaltung zur sparsamen Haushaltswirtschaft an. Es gilt 

zum einen das Minimalprinzip, wonach ein bestimmtes Ziel mit möglichst wenig Mit­

teln erreicht werden soll. Zum anderen gilt das Maximalprinzip, bei welchem mit ge­

gebenen Mitteln ein möglichst großer Nutzen erzielt werden soll. 

§ 7 Absatz 2 BHO fordert für alle finanziellen Maßnahmen eine vorherige Wirt­

schaftlichkeitsuntersuchung, welche auch die Risikoverteilung umfasst. Die 

Ressorts müssen vor Inanspruchnahme der Ausgabeermächtigungen prüfen, ob die 

Leistung der Ausgaben oder das Eingehen der Verpflichtung nach Grund und Höhe 

sowohl sachlich notwendig als auch zu diesem Zeitpunkt erforderlich ist.3 

Art. 114 Absatz 2 GG normiert den Grundsatz, dass die Haushalts- und Wirtschafts­

führung wirtschaftlich sein müssen. Dies verlangt ein angemessenes Verhältnis zwi-

3 Das System der öffentlichen Haushalte, Bundesministerium der Finanzen; Juli 2008; Seite 20 
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sehen Aufwand und Nutzen. Es geht dabei um eine ergebnisorientierte Zweckmäßig-

keits- und Effizienzkontrolle.4 

Die Grundsätze der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit sind rechtliche Steuerungs­

normen. Hiermit soll ein äußerer Begrenzungsrahmen für den öffentlichen Entfal-

tungs- und Gestaltungsspielraum geschaffen werden. 

Dieser soll Maßnahmen verhindern, die mit den Grundsätzen vernünftigen 

Wirtschaftens schlechthin unvereinbar sind. 5 Den darin enthaltenen Grundsatz, 

dass der Staat nichts „verschenken" darf, müssen alle staatlichen und kom­

munalen Stellen beachten, unabhängig davon, auf welcher Grundlage sie tätig 

werden 6. 

Ein Verstoß gegen diesen Grundsatz führt zur Nichtigkeit von Verträgen, die eine 

Zuwendung an Private ohne Gegenleistung zum Gegenstand haben und unter kei­

nem Gesichtspunkt als durch die Verfolgung legitimer öffentlicher Aufgaben im Rah­

men einer an den Grundsätzen der Rechtsstaatlichkeit orientierten Verwaltung ge­

rechtfertigt angesehen werden können. 7 

Der Grundsatz der Wirtschaftlichkeit ist bei allen Maßnahmen des Landes zu beach­

ten, welche die Einnahmen und Ausgaben des Landeshaushalts unmittelbar oder 

mittelbar beeinflussen. 

2) Wertung eines Verkaufs 

Nach den aktuellen Plänen zur Übertragung der Atomkraftwerke oder der Überleitung 

der Rückstellungen der Energiekonzerne in einen Fond würde sich die Bundesrepub­

lik gesetzlich verpflichten, bis 2022 für die Stillegung und den Rückbau der Atom­

kraftwerke zu sorgen. Zugleich würde sich der Staat verpflichten, radioaktive Abfälle 

zu entsorgen und für mögliche Schäden durch diese Stoffe aufzukommen. 

4 Jarass in Jarass/ Pieroth, Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland, 12. Auflaqe, Art 114 
GG, Rn. 7. 

5 BVerwGE 59, 249 <252 f > , Az.: 7 C 65/78; MDR 1980, 608-610 
6 BGHZ 47, 30 <39 f.>, Az.: III ZR 35/65; WM 1967, 231-238 
7 BGH, Urteil vom 17. September 2004, Az. V ZR 339/03; NJ 2005, 26-31 
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Die bisherigen Betreiber der Atomkraftwerke würden von jeder Haftung befreit. 

Die Energieversorger wollen im Gegenzug für die Übernahme dieser Verpflichtungen 

und Haftungsrisiken allein das Geld zur Verfügung stellen, welches bereits aufgrund 

gesetzlicher verpflichtender Rücklagenbildung für die Stilliegung, den Rückbau und 

die Entsorgung zurückgestellt wurde. Hierbei handelt es sich aktuell um 35,8 Milliar­

den Euro. 8 

Diese Zahlungen würden jedoch keinen Vorteil für den Bundeshaushalt begründen, 

da dieser Betrag von den Energiekonzernen sowieso bereitgehalten werden muss 

und mindestens für die Kosten der übernommenen Verpflichtungen aufgebracht wer­

den muss. 

Problematisch ist, dass diese Rücklagen mit großer Wahrscheinlichkeit bereits 

jetzt nicht für den Rückbau und die Endlagerung genügen. 

Zudem werden damit nicht die enormen Haftungsrisiken abgedeckt, die aufgrund der 

Lagerung des radioaktiven Materials über eine Zeitspanne von mindestens einer Mil­

lion Jahren drohen. 

Dabei gibt es bis zum heutigen Tag trotz vieler Untersuchungen keine Lagerstätten, 

bei denen sichergestellt werden kann, dass eine Lagerung bis zum Abbau der radio­

aktiven Strahlungen ohne Schäden für die Umwelt und Menschen gewährleistet wer­

den kann. 

a) Rücklagen 

Die Energiekonzerne sind gemäß § 7 Absatz 3 Ziffer 2 AtG zur Bildung von Rückstel­

lungen gesetzlich verpflichtet. 

Hiernach haben die Betreiber von Anlagen zur Erzeugung, Verarbeitung oder zur 

Spaltung von Kernbrennstoffen, zur Aufarbeitung bestrahlter Kernbrennstoffe oder 

zur endgültigen Stilliegung der Anlage die nach Wissenschaft und Technik erforderli-

http://www.zeit.de/politik/deutschland/2014-05/atomausstieg-kosten-fonds 

7 



che Vorsorge gegen Schäden durch die Errichtung und den Betrieb der Anlage zu 

treffen. 

Aktuell haben die Energiekonzerne Rücklagen in Höhe von 35,8 Milliarden Euro ge­

bildet.9 Dies entspreche dem notwendigen Betrag für Stilllegung, Rückbau und Ent­

sorgung radioaktiver Abfälle. 

Die Energiekonzerne müssen sicherstellen, dass die Finanzmittel zum entsprechen­

den Zeitpunkt in erforderlicher Höhe zur Verfügung stehen. 1 0 Dies war auch in der 

Vergangenheit nicht immer der Fall, wie sich beispielsweise beim Thorium-

Hochtemperatur-Reaktor zeigte. 1 1 

aa) Schätzungen 

(1) Kostenschätzung 

Die Kosten für Stilllegung, Rückbau und Entsorgung können derzeit nicht fundiert 

geschätzt werden. 1 2 Literaturanalysen und mittlere Bestfall-Schätzungen ergeben 

eine Größenordnung von 34 Milliarden Euro. 1 3 Insgesamt führen die Schätzungen zu 

Kosten für Rückbau und Entsorgung der kommerziellen westdeutschen Atomkraft­

werke in der Größenordnung von 25 bis 43 Milliarden Euro. 1 4 

Die Schätzungen sind sehr unsicher, weil es zu den Kosten der Entsorgung, insbe­

sondere der Endlagerung, weder national noch international Erfahrungen gibt. 

Zudem sind hierin keine Risikorücklagen für spätere Zwischenfälle nach der Einlage­

rung des radioaktiven Abfalls berücksichtigt. 

http://www.zeit.de/politik/deutschland/2014-05/atomausstieg-kosten-fond 
J ° Deutscher Bundestag, Drucksache 17/7777, Anfrage nach Drucksache 17/7430, Seite 1 
1 2 Deutscher Bundestag, Drucksache 17/7777, Anfrage nach Drucksache 17/7430, Seite 1 

Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo-
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 3 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo-

1 4 gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 20 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 21 
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(2) Fehlende Beurteilungsmöglichkeit der Bundesregierung 

Auch Bund und Länder können die Höhe der Rückstellungen nicht sachgerecht beur­

teilen. Ein wesentlicher Grund hierfür ist, dass Zuständigkeiten und Fachkompetenz 

auf verschiedene Stellen mit unterschiedlichen Auskunftsansprüchen und Einsichts­

rechten verteilt s ind. 1 5 

Nach den Feststellungen des Bundesrechnungshofes können die Finanzbehörden 

die technischen Annahmen in den Gutachten der Energieversorgungsunternehmen 

für die Bewertung der Rückstellungen nicht beurteilen. 

Über Fachkompetenz bei Endlagerfragen verfügt insbesondere das Bundesamt für 

Strahlenschutz. Es beaufsichtigt unter anderem die Errichtung und den Betrieb von 

Endlagern. Das Bundesamt für Strahlenschutz kann die Finanzverwaltung jedoch 

nicht in dem erforderlichen Umfang unterstützen. Es hat selbst keine Auskunftsrechte 

zu Fragen der Rückstellungen gegenüber den Kernkraftwerksbetreibern. Daneben 

erlaubt das Steuergeheimnis eine Zusammenarbeit nur in sehr engen Grenzen. 1 6 

Auch Bundeswirtschaftsministerium, Bundesfinanzministerium und Bundesumwelt­

ministerium haben keine Auskunftsansprüche oder Einsichtsrechte.1 7 

Die Kostenschätzungen sind zudem teilweise veraltet. Das Bundesamt für Strahlen­

schutz hat die Kostenschätzungen für die beiden Endlagerprojekte Konrad und Gor­

leben seit über zehn Jahren nicht mehr aktualisiert. Die Energieversorgungsunter­

nehmen schreiben diese Kostenschätzungen lediglich fort und legen diese dann den 

Rückstellungsberechnungen zugrunde. 1 8 Die Grundlage für die von den Energie­

konzernen zu bildenden Rückstellungen ist daher bereits viel zu niedrig ange­

setzt. Die Suche nach einem Endlager ist nicht abgeschlossen und erfordert daher 

weiterhin erhebliche Forschungskosten. Zudem müssen Kostensteigerungen bei den 

Betriebskosten der Endlagerstätten berücksichtigt werden. 

1 5 Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes, 12. 
April 2011, Seite 29 

1 6 Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes, 12. 
April 2011, Seite 28 

1 7 Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes, 12. 
April 2011, Seite 28 

1 8 Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes, 12. 
April 2011, Seite 28 
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Weder bei der Finanzverwaltung noch bei anderen staatlichen Stellen liegen alle er­

forderlichen Informationen vor, um die Höhe der Rückstellungen zu bewerten. 1 9 Ins­

besondere fehlen der Finanzverwaltung die hierfür notwendigen technischen Fach­

kenntnisse. Eine belastbare Aussage, ob die Energieversorgungsunternehmen die 

Rückstellungen zu hoch oder zu niedrig gebildet haben, ist nicht möglich. 2 0 

bb) Risiko der Kostensteigerung beim Rückbau 

Es ist geradezu typisch, dass sich die ex-ante-Kostenschätzungen während der Um­

setzung als erheblich zu niedrig erweisen. Dies zeigen regelmäßig die Erfahrungen 

mit wesentlich weniger komplexen Großprojekten. Bei öffentlichen Bahn- und Brü­

ckenbauten betragen die durchschnittlichen Kostensteigerungen 35 bis 45%. 2 1 Dop­

pelt so hohe Kosten resultierten beispielsweise bei dem Kanaltunnel zwischen Eng­

land und Frankreich und selbst Kostensteigerungen um den Faktor 12 (Bau des 

Flugzeugs Concorde) oder 15 (Oper von Sydney) sind vorgekommen. 2 2 Da bei Still­

legung, Rückbau und stärker noch bei der nuklearen Entsorgung unerwartete Prob­

leme und Zusatzaufwendungen auftreten können, ist die Gefahr erheblicher, nicht 

vorhergesehener Mehrkosten als sehr hoch einzuschätzen. 2 3 

Ein Beispiel hierfür ist der Abriss der Wiederaufbereitungsanlage Karlsruhe. Vor 

mehr als 20 Jahren begann in Karlsruhe der Rückbau. 2 4 In den Verträgen zur Stillle­

gung dieser Anlagen wurden 1991 die Kosten für den Abriss auf eine Milliarde Euro 

geschätzt. Hiervon übernahmen die Stromkonzerne zwar die Hälfte, ließen sich je­

doch zusichern, dass etwaige Kostensteigerungen beim Abbau der Anlage der Staat 

Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes, 12. 
April 2011, Seite 29 

Bundesrechnungshof, Bemerkungen 2010 zur Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes, 12. 
April 2011, Seite 29 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 21 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 21 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 21 
http://www.daserste.de/information/wirtschaft-boerse/plusminus/sendung/ndr/2014/atomausstieg-
102.html 
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zu zahlen habe. Inzwischen werden die Kosten auf drei Milliarden Euro ge­

schätzt und weitere Steigerungen sind wahrscheinlich. 2 5 

Der Steuerzahler hat folglich ca. 1 Milliarde Euro aufgrund falscher Schätzun­

gen zu viel gezahlt. 

Für das Kernkraftwerk Würgassen, das E.ON vor vierzehn Jahren stilllegte, mussten 

die Kosten von ursprünglich 700 Millionen auf eine Milliarde Euro nach oben korri­

giert werden. 2 6 

Auch bei allen anderen Projekten hat der Rückbau bisher länger gedauert als geplant 

und war teurer. 2 7 Der Bund musste die Planungen für den Abriss der DDR-Reaktoren 

Greifswald und Rheinsberg um eine Milliarde auf 4,1 Milliarden Euro nach oben kor­

rigieren. 2 8 

Dieses Risiko erhöht sich dadurch, dass es keine Referenzprojekte und Erfahrungs­

werte gibt. 

cc) Suche nach dem Endlager 

Auch nach dem vollständigen Rückbau aller Atomkraftwerke können umfangreiche 

Probleme auftreten, welche bisher nicht bei den Rückstellungen berücksichtigt wur­

den. 

Bisher waren alle Abschätzungen für die Kosten der Errichtung und des Be­

triebs möglicher Endlager zu niedrig. 

http://www.sueddeutsche.de/wissen/wiederaufbereitungsanlage-karlsruh 
1.93204-2 
http://ka.stadtwiki.net/Wiederaufarbeitungsanlage_Karlsruhe 
http://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.prozess-am-karlsruher-landgericht-einstige-atommanager-
Stehen-jetzt-vor-gericht.8e898741-53e3-405e-adc1-ee71c8162f70.html 
http://www.gruene-landtag-bw.de/archiv/archiv/pressearchiv-2005/kosten-fuer-stilllegung-der-
wiederaufbereitungsanlage-karlsruhe-werden-sich-verdoppeln.html 
http://www.stromseite.de/strom-nachrichten/so-teuer-wird-der-akw-abriss_32066.html 
http://www.handelsblatt.com/technologie/energie-technik/rueckbau-von-kraftwerken-reichen-die-
rueckstellungen-fuer-eine-sachgerechte-entsorgung/4445178-2.html 
http://www.handelsblatt.com/technologie/energie-technik/rueckbau-von-kraftwerken-reichen-die-
rueckstellungen-fuer-eine-sachgerechte-entsorgung/4445178-2.html 
http://www.handelsblatt.com/technologie/energie-technik/rueckbau-von-kraftwerken-reichen-die-
rueckstellungen-fuer-eine-sachgerechte-entsorgung/4445178-2.html 
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Bislang wurde nur der Salzstock in Gorleben als Endlager für hochradioaktiven 

Atommüll erkundet. Seit 35 Jahren streitet Deutschland über Gorleben und ein siche­

res Endlager für hochradioaktiven Atommüll. Ein Endlager wurde bisher nicht gefun­

den. Die bisherigen Forschungen nach einem Endlager wurden abgebrochen. Am 

25.3.2013 haben sich Umweltminister Peter Altmaier und Niedersachsens Minister­

präsident Stephan Weil auf einen Kompromiss zur Suche nach einem Atommüll-

Endlager verständigt. 2 9 Die Kriterien für das Endlager werden demnach von einer 

Enquete-Kommission bis 2015 festgelegt. 3 0 Bisher gibt es jedoch keine Ergebnisse. 3 1 

Notwendige Folge ist daher, dass die Kosten für die Suche eines Endlagers weiter 

ansteigen. Bisher wurden diese Kosten an die Energiekonzerne weiter gegeben. 

Sollten die Atomkraftwerke von der Regierung übernommen werden, müssen auch 

diese zusätzlichen Kosten von dem Steuerzahler getragen werden. 

Zudem ist die Gefahr groß, dass bis zum endgültigen Atomausstieg im Jahr 

2022 kein Endlager für den atomaren Abfall gefunden wird. Dann würden Ber­

gung, Sanierung oder die Umlagerung in ein neues Endlager erforderlich. Hierdurch 

können erhebliche zusätzliche Kosten und Risiken entstehen. 

Die Stromkonzerne verwehren sich gegen die weitere Suche nach einem Endlager 

außer Gorleben. 3 2 Daher ist anzunehmen, dass weitere Kosten für Forschungen 

nach einem Endlager bei den Rückstellungen der Konzerne nicht mehr berücksichtigt 

werden, was die aktuellen Zahlen ebenfalls verfälscht. Zudem würden im Falle einer 

vollständigen Übernahme der Atomkraftwerke die Kosten nicht mehr auf die Atom-

kraftwerksbetreiber umgewälzt werden können. Zusätzliche Kosten für die Endlager­

suche müssten daher von der Bundesregierung getragen werden. 

Da nach Einschätzung der Bundesregierung Gorleben nicht als Standort hinreichend 

geeignet ist, ist anzunehmen, dass der Atommüll zunächst in Zwischenlager ver-

http://www.tagesspiegel.de/politik/kompromiss-bei-gesetz-fuer-endlager/7977962.htm 
http://www.bund.net/themen_und_projekte/atomkraft/atommuell/wohin_mit_dem_mueII/ 
http://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/kommission-nimmt-arbeit-auf-endlager-verzweifelt-
gesucht/9936018.html 
http://www.sueddeutsche.de/politik/endlagersuche-atomindustrie-verweigert-kostenuebernahme-
1.1645079 
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bracht werden muss. Hierbei können erhebliche Kosten für die Bergung und den 

Transport in neue Zwischenlager anfallen. 

Schon jetzt warten 118.000 Kubikmeter mittelstark strahlender Abfall darauf, in das 

noch fertig zustellende Endlager am Schacht Konrad verbracht zu werden. 3 3 Zum 

einen ist das Lager noch nicht fertig gestellt und zum anderen könnte die Anlage nur 

rund 10.000 Kubikmeter jährlich in das Lager befördern. 3 4 Es bräuchte daher allein 

12 Jahre, bis die erste Tonne Abfall aus einem heutigen Atomkraftwerk aufgenom­

men werden könnte. 

Allein für die atomaren Anlagen der Bundesregierung ergibt sich laut Bundesfor­

schungsministerium ein Mehrbedarf von 2,3 Millionen Euro. 3 5 

Es fehlt nicht nur ein Endlager für hoch radioaktive Abfälle, sondern auch Transport­

behälter. Das Bundesamt für Strahlenschutz schätzt, dass rund 700 Castoren ge­

braucht werden. Aufgrund der besonderen Anforderungen an diese Behälter, die in 

Handarbeit hergestellt und für jede Sorte radioaktiven Abfalls individuell ausgeformt 

werden müssen, ist allein die Castoren-Herstellung ein Projekt, dass nicht Jahre, 

sondern Jahrzehnte dauern wird. 3 6 

b) Zukünftige Probleme nach einem Rückbau und Endiagerung 

aa) Risiken trotz des Verbringens in ein Endlager 

Selbst wenn der Atommüll in einem Endlager verschlossen werden kann, können 

diese Probleme auftreten. 

Es gibt keine Erfahrungswerte, welchen Anforderungen ein Endlager genügen muss, 

um über einen so enormen Zeitraum den Austritt radioaktiver Stoffe zu vermeiden. 

Die Entsorgungsfrage ist bisher weltweit ungelöst, obwohl seit Jahrzehnten techni­

sche Verfahren zur Konditionierung und Endlagerung erprobt werden. 

http://www,vol.at/2008/11/Atom, pdf 
http://www.endlager-konrad.de/nn_1918/DE/4 Einlagerung/Einlagerung/ node.html? nnn=true 
http://www.sueddeutsche.de/news/wirtschaft/energie-gabriel-lehnt-plaene-der-energiekonzerne-
zum-akw-abriss-ab-dpa.urn-newsml-dpa-com-20090101-140518-99-01773 
http://www.zeit.de/wirtschaft/unternehmen/2012-03/atomausstieg-verzoegerung 
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Ein Beispiel hierfür ist das Bergwerk Asse, in welchem die Endlagerung radioaktiver 

Abfälle großtechnisch erprobt und praktiziert wurde. Die Forschungsarbeiten zur 

Endlagerung radioaktiver Abfälle liefen 1995 aus. Von 1995 bis 2004 wurden verblie­

bene Hohlräume aus dem ehemaligen Salzabbau verfüllt. 2007 wurde die endgültige 

Schließung beantragt. Alle Befürworter der Atomenergie gingen davon aus, dass 

dieses Bergwerk für eine sichere Lagerung geeignet sei. Nunmehr dringen täglich 

12.000 Liter Wasser in das Bergwerk ein, die aufgefangen und entsorgt werden müs­

sen. 3 7 Kann das Wasser nicht mehr abgefangen werden, könnten radioaktive Stoffe 

in das Grundwasser und die Biosphäre gelangen. Die Feststellung, ob die Rückho-

lung möglich ist, kann Jahre dauern. Zudem ist das Bergwerk mittlerweile alt und in­

stabil. Die Rückholung aus dem Bergwerk Asse wurde anfangs mit 2,5 Milliarden Eu­

ro bewertet, heute ist man bei sechs Milliarden. 3 8 

Der Landkreis Wolfenbüttel stellte eine Anfrage bei dem Epidemiologischen Krebsre­

gister Niedersachsen. Dabei wurde festgestellt, dass im Zeitraum von 2002 bis 2009 

auf dem Gebiet der Samtgemeinde Asse gegenüber dem der anderen Gemeinden 

des umgebenden Landkreises Wolfenbüttel auffällig häufig Leukämie- und Schild-

drüsenkrebserkrankungen aufgetreten waren und dass ebenso im Zeitraum 2002 bis 

2008 die Sterblichkeit durch Leukämieerkrankungen auffällig hoch gewesen war. 3 9 

Radioaktiver Abfall vereint viele die Umwelt und den Menschen gefährdende Stoffe. 

Hierzu gehören Tellur mit einer Halbwertszeit von 7x10 2 4 Jahre Jahren (7 Quadrillio­

nen Jahre), Bismut mit ca. 1,9x10 1 9 Jahren (19 Trillionen Jahre), Thorium mit 14,05 

Mrd. Jahre, Uran 238 U mit 4,468 Mrd. Jahren, Uran 235 U mit 704 Mio. Jahre und 

viele m e h r 4 0 

http://www.daserste.de/information/wirtschaft-boerse/plusminus/sendung/nd 
102.html 
Stefan Alt, Zeitschrift „wco@work, Ausgabe September 2012, Seite 6. 
Atomkraft-Experte Heinz Smital von der Organisation Greenpeace 
Zu finden unter: http://www.daserste.de/information/wirtschaft-
boerse/plusminus/sendung/ndr/2014/atomausstieg-102.html 
http://www.krebsregister-niedersachsen.de/index.php/sonderauswertungen/36-
daten/sonderauswertungen/44-asse-landkreis-wolfenbuettel 
http://vorort.bund.net/suedlicher-oberrhein/atommuell-endlager-info.html 
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Das langlebige Plutonium-239 ist ebenfalls ein Bestandteil der radioaktiv genutzten 

Brennstoffe und der giftigste Stoff, den es gibt. Bereits wenige Millionstel Gramm 

(Mikrogramm) können sofort tödlich wirken. 4 1 

Das Bundesamt für Strahlenschutz stellt in seinem Synthesebericht „Konzeptionelle 

und Sicherheitstechnische Fragen der Endlagerung radioaktiver Abfälle" zur Festle­

gung der Rahmenbedingungen fest, dass von einem notwendigen Isolationszeit­

raum, indem die Schadstoffe in einem einschlusswirksamen Gebirgsbereich des 

Endlagers zurückgehalten werden müssen, von einer Million Jahre auszugehen i s t 4 2 

In der Europäischen Union befinden sich heute rund 50 000 Tonnen verbrauchter 

Kernbrennstoffe 4 3 Alljährlich kommen aus deutschen Atomkraftwerken 450 Tonnen 

abgebrannte Brennelemente hinzu. 4 4 Laut der Umweltorganisation Greenpeace wird 

die Bundesrepublik im Jahr 2030 mit etwa 24 000 Kubikmetern hochradioaktivem 

Atommüll umgehen müssen. 

Damit setzt sich der Staat unüberschaubaren Haftungsrisiken aus. 

bb) Risikorücklage 

Es ist bei der aktuell durch die Kraftwerksbetreiber vorgenommenen Schätzung der 

notwendigen Kosten noch keine „Risikorücklage" vorgesehen. Das Forum ökolo­

gisch-soziale Marktwirtschaft geht in einer Studie von ca. 10 Milliarden Euro für eine 

solche Risikopauschale aus. 4 5 Hierbei wird allerdings nur das Szenario berücksich­

tigt, dass nach Abschluss des Rückbaus der Atomkraftwerke und einem Verschluss 

http://vorort.bund.net/suedlicher-oberrhein/atommuell-endlager-info.htm 
Bundesamt für Strahlenschutz, „Konzeptionelle und Sicherheitstechnische Fragen der Endlagerung 
radioaktiver Abfälle", 4. November 2005, S. 39; Auswahlverfahren für Endlagerstandorte, Empfeh­
lungen des AkEnd -Arbeitskreis Auswahlverfahren Endlagerstandorte, Dezember 2002, S. 3, 22, 
30 
http://www.focus.de/wissen/weltraum/odenwalds_universum/frage-von-hans-joachim-merten-
laesst-sich-radioaktiver-muell-so-veraendern-dass-die-lagerzeit-verkuerzt-werden-
kann_aid_360474.html 
http://www.focus.de/wissen/weltraum/odenwalds_universum/frage-von-hans-joachim-merten-
laesst-sich-radioaktiver-muell-so-veraendern-dass-die-lagerzeit-verkuerzt-werden-
kann_aid_360474.html; http://www.3sat.de/page/?source=/nano/umwelt/147735/index.html 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 22 
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in einem Endlager eine Bergung, Sanierung oder die Umlagerung in ein neues End­

lager erforderlich wird. 

Nicht berücksichtigt bleibt der Fall, dass ein Endlager nicht gefunden wird, sodass 

der Müll immer wieder erneut umgelagert und ständig bewacht werden muss. Insbe­

sondere berücksichtigt diese Schätzung nicht die enormen Haftungsrisiken, solle es 

zu Schäden durch den Austritt der radioaktiven Stoffe aus dem vermeintlich sicheren 

Endlager kommen. 

Bei einem Zeitraum von mehreren Milliarden Jahren Halbwertszeit der schädli­

chen Stoffe ist dieses Risiko nicht einschätzbar und birgt daher enorme Haf­

tungsrisiken. 

Dies gilt umso mehr, als es keine Erfahrungsberichte oder wissenschaftlich abgesi­

cherte Studien für eine sichere Endlagerung gibt. 

Ziel der Kraftwerksbetreiber ist es daher, mögliche Mehrkosten und die Haftungsrisi­

ken auch nach einer Abschaltung an den Steuerzahler abzugeben. 

c) Betriebskosten 

Wie lange auch nach dem Verschluss des Endlagers Kosten anfallen, hängt davon 

ab, wie lange noch ein Überwachungsprogramm durchgeführt und die Option der 

Rückholbarkeit und Bergbarkeit offen gehalten werden soll. 

Dies stellte auch die FÖS in ihrer Studie „ Rückstellungen für Stilllegung / Rückbau 

und Entsorgung im Atombereich" fes t . 4 6 Bei den angegebenen Schätzungen von 

44 Milliarden Euro für den Rückbau und die Entsorgung sind diese Kosten daher 

nicht berücksichtigt. 

In dieser Studie wird festgestellt, dass insbesondere der Entsorgungskosten noch 

über Jahrzehnte anfallen werden 4 7 

Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 20 

16 



Das von der Bundesregierung bisher verfolgte Endlagerkonzept sieht einen Ver­

schluss des Endlagers nach Abschluss der Einlagerung vor. Je nach Ausgestaltung 

eines Endlagerkonzepts fallen ab Verschluss der Endlager weiterhin Kosten für die 

Überwachung an. 

Sowohl das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit 

als auch die Bundestagsfraktionen Bündnis 90/Die Grünen und SPD verfolgen je­

doch das Konzept einer Bergbarkeit für 500 Jahre. 4 8 Sollte sich dieses Konzept der 

Rückholbarkeit durchsetzen, wären die Kosten für die Offenhaltung und Überwa­

chung des Endlagerstandorts deutlich höher. 

In beiden Fällen können bei Notwendigkeit einer Bergung bzw. Rückholung der radi­

oaktiven Abfälle sehr hohe Folgekosten entstehen. 

Selbst bei einer Versiegelung des Endlagers muss eine Überwachung über einen 

sehr langen Zeitraum erfolgen. Es besteht die Gefahr, dass Dritte auf diese radioakti­

ven Stoffe illegal zugreifen wollen. Insbesondere besteht die Gefahr, dass die Stoffe 

für mögliche Angriffe verwendet werden. Zudem muss auch nach einer Festlegung 

der Kriterien für ein Endlager durch ein Überwachungsprogram sichergestellt werden, 

dass es zu keinen Veränderungen innerhalb der Lagerstätte kommt und radioaktive 

Stoffe ungehindert in die Umwelt gelangen. 

Somit gehen nach heutigem Kenntnisstand die Kosten gegen unendlich. Mindestens 

während der nächsten eine Million Jahre muss eine solche Überwachung gewährleis­

tet werden. Dies lässt keine realistische Kostenentscheidung zu und würde außer 

jedem Verhältnis zu dem einzigen Vorteil der Überführung in eine Stiftung oder einen 

Fond stehen, im Falle einer Insolvenz der Energieversorgungsunternehmen auf die 

Rücklagen zurückgreifen zu können. 

Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 53, 54 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 53, 54 
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Daher kann aktuell auch noch nicht bestimmt werden, wie hoch letztlich mögli­

che Betriebs- und Überwachungskosten sein werden. 

Die Energiekonzerne wollen sich dieser Verantwortung entziehen und weiterhin jah­

relang durch fossile Kraftwerke erwirtschaftete Gewinne ausschütten. Die unab-

schätzbaren Kosten für eine spätere Überwachung sollen letztlich von den Steuer­

zahlern aufgebracht werden. Sobald die Erneuerbaren Energien atomare und fossile 

Energien vollständig abgelöst haben, wird das Geschäft der Energiekonzerne unren­

tabel sein. Deshalb müssen im Interesse der Steuerzahler bereits heute die Rückla­

gen deutlich erhöht und die Ausschüttung der Gewinne an die Aktionäre drastisch 

beschränkt werden. 

d) Sicherheitsrisiken während des weiteren Betriebs 

Soweit die Gesamtverantwortung an eine öffentlich-rechtliche Stiftung abgegeben 

wird, muss die Bundesregierung neben den nicht abschätzbaren Kosten des Rück­

baus und der Entsorgung auch die Verantwortung für den Betrieb der Anlagen und 

deren Risiken übernehmen. 

Nachdem der Ausstieg beschlossen ist, werden kaum weitere Investitionen in die 

Sicherheit der Kraftwerke gesteckt. Beispielsweise wurde bei dem bayrischen Atom­

kraftwerk Grafenrheinfeld schon seit Juni 2010 ein Riss in einem wichtigen Rohr im 

Hauptkühlkreislauf vermutet. 4 9 Der Betreiber des Atomkraftwerks E.ON meldete der 

Bundesregierung erst im Dezember 2010, dass es unklare Ultraschallmessergebnis­

se gegeben habe. Ein Rohrriss hätte eine radioaktive Kontamination der Anlage, also 

einen Störfall der Stufe 3 zur Folge. 5 0 Dennoch ließ das Bundesumweltministerium 

den Reaktor nicht vorsichtshalber abschalten. 5 1 Eine Überprüfung oder Reparatur 

fand daher bis zur nächsten planmäßigen Revision im März des nächsten Jahres 

nicht statt. Die bayrische Atomaufsicht befand eine Überprüfung für unverhältnismä­

ßig, weil dann der Meiler über mehrere Wochen hätte heruntergefahren werden müs-

Bayerischer Landtag, Drucksache 16/6981, 19.01.2011 
Deutscher Bundestag, Drucksache 17/4688, 17. Wahlperiode 09. 02. 2011 
http://www.sueddeutsche.de/bayern/akw-grafenrheinfeld-unsicherheiten-1.1047256 

5 0 Deutscher Bundestag Drucksache 17/4688 
5 1 Deutscher Bundestag Drucksache 17/4688 
17. Wahlperiode 09. 02. 2011 
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sen. Bereits im September 2010 wurde das Umweltministerium jedoch auf einen ähn­

lichen Ultraschallbefund im schweizerischen Atomkraftwerk Gösgen hingewiesen. 

Dort stellte sich nach einem ähnlichen Ultraschallbefund heraus, dass tatsächlich ein 

Riss an einem Bauteil bestand. Dieser sei „betrieblich entstanden und gewachsen". 5 2 

Bei dem Kernkraftwerk Grundremmingen wurde festgestellt, dass der Meiler nicht 

über die vorgeschriebenen drei unabhängigen Notkühlstränge verfügt. 5 3 Bis heute ist 

dem Betreiber jedoch nicht die Betriebsgenehmigung entzogen worden. 

Angesichts der unabsehbaren Schäden bei einer Unterbrechung der Kühlung ist die 

Überwachungspraxis skandalös und verstößt gegen § 7 d AtG: 

„Der Inhaber einer Genehmigung zum Betrieb einer Anlage zur Spaltung von 

Kernbrennstoffen zur gewerblichen Erzeugung von Elektrizität hat entspre­

chend dem fortschreitenden Stand von Wissenschaft und Technik dafür 

zu sorgen, dass die Sicherheitsvorkehrungen verwirklicht werden, die jeweils 

entwickelt, geeignet und angemessen sind, um zusätzlich zu den Anforderun­

gen des § 7 Absatz 2 Nummer 3 einen nicht nur geringfügigen Beitrag zur wei­

teren Vorsorge gegen Risiken für die Allgemeinheit zu leisten." 

3) Vorteile für den Bundeshaushalt 

Selbst wenn die Stromkonzerne ihre Schadenersatzforderungen wegen entgangener 

Gewinne aufgeben und die Bundesregierung die eingeforderten Schadensersatzzah­

lungen nicht leisten müsste, würde der Bundesregierung lediglich ein Beitrag von 

insgesamt ca. 50 Milliarden Euro zur Verfügung gestellt. 

Die von der FÖS angeführten Schätzungen in Höhe von 44 Milliarden Euro stellen 

ein Best-Guess-Szenario dar. Auch die FÖS führt an, dass bei einem Projekt dieser 

Größe mit erheblichen Mehrkosten zu rechnen ist. 5 4 

http://www.berliner-zeitung.de/archiv/protokoll-zu-vorfall-im-akw-grafenrheinfeld 
vor-rissen,10810590,10767040.html 
Deutscher Bundestag, Drucksache 17/14340, 17. Wahlperiode, 05. 07. 2013 
Studie: Rückstellungen für Stilllegung/ Rückbau und Entsorgung im Atombereich; Forum Ökolo­
gisch-Soziale Marktwirtschaft (FÖS), Autorin: Bettina Meyer, April 2012, Seite 21 
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Nicht berücksichtigt werden dabei insbesondere die nicht einschätzbaren Haftungsri­

siken über einen unüberschaubaren Zeitraum hinweg. Ein Endlager ist nicht gefun­

den. 

Häufig wird angeführt, dass die Übernahme den Vorteil bietet, dass die Bundesregie­

rung abgesichert ist, wenn der Energieversorger später zahlungsunfähig wird. 

Eine solche Fond-Lösung ist für eine zumindest teilweise Absicherung gegen eine 

mögliche Insolvenz der Unternehmen vorteilhaft. Dies gilt jedoch nur, wenn dafür 

nicht die enormen Haftungsrisiken übernommen werden. 

Im Übrigen greift dieses Argument nicht. Selbst im Falle einer Insolvenz sind die fes­

ten Anlagevermögensgegenstände dieser Unternehmen in Form von Kraftwerken 

und Stromleitungen so enorm hoch, dass ein Betrag von 30 Milliarden Euro bei wei­

ten überschritten und daher als Insolvenzmasse zur Verfügung stehen würde. EON 

wies in seiner Jahresbilanz 2013 langfristige Vermögenswerte von 94.703 Millionen 

Euro aus. 5 5 RWE wies 2013 ein langfristiges Vermögen von 56.743 Millionen Euro 

aus. 5 6 EnBW wies zum 31.12.2013 ein Vermögen für Sachanlagen, immaterielle 

Vermögenswerte, als Finanzinvestition gehaltene Immobilien, als equity bewertete 

Unternehmen und sonstige langfristige Vermögenswerte in Höhe von 18.186,2 Milli­

onen Euro aus. 5 7 

Zudem zeigen die aktuellen Börsenwerte deutlich, dass eine Insolvenz nicht droht. 

RWE hatte zum 31.12.2013 einen Börsenwert von 15,3 Milliarden Euro, E.ON von 

26,5 Milliarden Euro und EnBW von 6,49 Milliarden Euro. 

E s geht den Kraftwerksbetreibern einzig und allein darum, sich ihrer Verant­

wortung zu entziehen. 

EON Geschäftsbericht 2013; Seite 47 
RWE, Geschäftsbericht 2013, S. 80 
EnBW, Jahresabschluss des EnBW-Konzerns 2013; S. 4 
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4) Zusammenfassung 

Eine Gesamtbetrachtung der Vor- und Nachteile eines Verkaufs der Atomkraftwerke 

lässt nur einen Schluss zu. Die Kraftwerksbetreiber würden in verfassungswidriger 

Weise zulasten des deutschen Steuerzahlers von ihrer Verantwortung als Verursa­

cher des radioaktiven Abfalls freigestellt. Eine Übernahme der Haftung- und Kosten­

risiken würde gegen den Grundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit gemäß 

Art. 114 Absatz 2 GG, § 6 HGrG und § 7 BHO verstoßen. 

Es besteht kein angemessenes Verhältnis zwischen Aufwand und Nutzen. Deshalb 

wird Art. 114 Absatz 2 GG verletzt. 

Eine solche Übernahme ist mithin in keiner Weise gerechtfertigt. Dies wäre mit den 

Grundsätzen vernünftigen Wirtschaftens unvereinbar. Ein solcher Vertrag wäre daher 

nichtig. 5 8 

Begründet wird die Überführung der Kraftwerke allein damit, dass einem möglichen 

Insolvenzrisiko der Energieversorgungsunternehmen begegnet werden soll. 

Das Risiko besteht nur in der Höhe der Rücklagen. Im Übrigen müsste sich die Bun­

desregierung im Falle einer Insolvenz um den Schutz ihrer Bürger kümmern und die 

Verantwortung für den radioaktiven Müll sowie den Rückbau selbst tragen. Da die 

Energieversorgungskonzerne über beträchtliche Vermögenswerte in Form von Kraft­

werken, Umspannwerken und Stromleitungen verfügen, ist zudem davon auszuge­

hen, dass auch im Falle einer Insolvenz durch die Verwertung dieses Vermögens 

weit mehr als die Rücklagen bereitgestellt werden könnten. 

Dem stehen unüberschaubare Haftungs- und Kostenrisiken gegenüber. 

Es bestehen erhebliche Risiken, dass die Kosten für den Rückbau und die Endlage­

rung die aktuell geschätzten Kosten weit übersteigen können. 

BGH, Urteil vom 17. September 2004, Aktenzeichen: V ZR 339/03; NJ 2005, 26-31 
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Zudem ist die zukünftige Lage sehr unsicher. Es wurde noch kein geeignetes Endla­

ger gefunden. Auch die Aufnahme weiterer Forschungen zu den Anforderungen und 

möglichen Standorten befinden sich derzeit nicht in der Umsetzung. Daher sind er­

hebliche Folgekosten für Bergungen, Sanierungen oder Umlagerungen sehr wahr­

scheinlich. 

Die Haftungsrisiken bestehen für einen unabsehbar langen Zeitraum. Ob die jeweili­

gen Lagerstätten einen Austritt der radioaktiven Stoffe tatsächlich für die Dauer von 

mindestens einer Million Jahren sicherstellen können, kann heute kein Wissenschaft­

ler eindeutig beantworten. 

Insbesondere fallen erhebliche Folgekosten an. Die Überwachung des radioaktiven 

Abfalls wird selbst bei relativ geringen laufenden Kosten aufgrund des sehr langen 

Zeitraums ein enormes Ausmaß annehmen. 

Dies widerspricht der in § 7 BHO geforderten Wirtschaftlichkeitsuntersuchung. Die 

hierbei zu berücksichtigenden Risiken übersteigen das Ziel der Übernahme bei Wei­

ten. Dabei kommt dem Ziel selbst bereits im Vergleich zu den übernommen Ver­

pflichtungen eine sehr untergeordnete Rolle zu. Das Eingehen der Verpflichtung ist 

sachlich nicht notwendig oder erforderlich und sogar unwirtschaftlich. 
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II. Vereinbarkeit mit Art. 38 Absatz 1 GG 

Das in Art. 38 Abs. 1 GG normierte Wahlrecht als grundrechtsgleiches Recht ge­

währleistet die Selbstbestimmung der Bürger und garantiert die freie und gleiche 

Teilhabe an der in Deutschland ausgeübten Staatsgewalt. 5 9 Sein Gewährleistungs­

gehalt umfasst die Grundsätze des Demokratiegebots im Sinne von Art. 20 Abs. 1 

und Abs. 2 GG. Dieser schützt als Identität der Verfassung auch vor dem Zugriff 

durch den verfassungsändernden Gesetzgeber. 6 0 

Art. 38 Abs. 1 GG wird verletzt, wenn sich der Deutsche Bundestag seiner parlamen­

tarischen Haushaltsverantwortung dadurch entledigt, dass er oder zukünftige Bun­

destage das Budgetrecht nicht mehr in eigener Verantwortung ausüben können. 6 1 

Die Entscheidung über Einnahmen und Ausgaben der öffentlichen Hand ist grundle­

gender Teil der demokratischen Selbstgestaltungsfähigkeit im Verfassungsstaat. 6 2 

Der Deutsche Bundestag muss deshalb dem Volk gegenüber verantwortlich 

über Einnahmen und Ausgaben entscheiden. Insofern ist das Budgetrecht ein 

zentrales Element der demokratischen Willensbildung. 6 3 

Art. 38 Abs. 1 GG ist verletzt, wenn der Deutsche Bundestag nicht mehr eigen­

verantwortlich über Einnahmen und Ausgaben entscheiden kann. 6 4 

Es ist zwar in erster Linie Sache des gewählten Bundestages, in Abwägung aktueller 

Bedürfnisse mit den Risiken mittel- und langfristiger Gewährleistungen darüber zu 

befinden, in welcher Gesamthöhe Gewährleistungssummen noch verantwortbar 

sind. 6 5 

BVerfGE 37, 271 <279>; 73, 339 <375>; 123, 267 <340>; NJW 1974, 2176-2177 
BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
BVerfGE 123, 267 <340>; 129, 124 <177>; NJW 2009, 2267-2295 
BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
BVerfGE 129, 124 <177>; NJW 2011, 2946-2953 
BVerfGE 123, 267 <359>; NJW 2009, 2267-2295 
BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
BVerfGE 70, 324 <355 f.>; 79, 311 <329>; 129, 124 <177>; NJW 1986, 907-914 
BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
vgl. auch BVerfG, Urteil des Zweiten Senats vom 28. Februar 2012 - 2 BvE 8/11 -, NVwZ 2012, S. 
495 <497> 
vgl. BVerfGE 79, 311 <343>; 119, 96 <142 f > ; NJW 1989, 2457-2463 

23 



Aus der demokratischen Verankerung der Haushaltsautonomie folgt jedoch, 

dass der Bundestag einer in seinen Auswirkungen unbegrenzten Leistungs­

und Haftungsverpflichtung nicht zustimmen darf, der - einmal in Gang gesetzt -

seiner Kontrolle und Einwirkung entzogen ist. 6 6 Art 38 Absatz 1 GG wird insbe­

sondere verletzt, wenn sich der Deutsche Bundestag seiner parlamentarischen 

Haushaltsverantwortung dadurch entäußert, dass er oder zukünftige Bundestage 

das Budgetrecht nicht mehr in eigener Verantwortung ausüben können. 6 7 

Mit der Übernahme der Atomkraftwerke und damit auch der Kosten- und Haftungsri­

siken bindet sich die Bundesrepublik auch im Hinblick auf zukünftige Regierungen in 

einem Umfang, bei dem unkalkulierbare Aufwendungen den Bundeshaushalt extrem 

belasten könnten. Es gibt keine Haftungsbegrenzung. Im Schadensfall durch radio­

aktiven Atommüll und durch Kostensteigerungen bei der Entsorgung könnten Auf­

wendungen entstehen, welche der Regierung jede Handlungsmacht entziehen könn­

te. Diese Verpflichtungen werden ohne die Möglichkeit einer Rückabwicklung über­

nommen. Die einmal getroffene Entscheidung wird alle zukünftigen Generationen 

ebenfalls binden. 

Hiermit geht der Deutsche Bundestag unkalkulierbare Risiken ein und bindet zukünf­

tige Bundesparlamente und -regierungen in unzulässiger Weise. 

Der verfassungsändernde Gesetzgeber hat durch die tatbestandliche Konkretisie­

rung und sachliche Verschärfung der Regeln für die Kreditaufnahme von Bund und 

Ländern, insbesondere der Art. 109 Abs. 3 und Abs. 5, Art. 109a, Art. 115 GG, Art. 

143 d Abs. 1 GG, klargestellt, dass eine Selbstbindung der Parlamente und die damit 

verbundene fühlbare Beschränkung ihrer haushaltspolitischen Handlungsfähigkeit 

gerade im Interesse langfristiger Erhaltung der demokratischen Gestaltungsfähigkeit 

notwendig sein können. 6 8 Dies beschränkt die demokratischen Gestaltungsspielräu­

me in der Gegenwart. Jedoch dient sie zugleich der Sicherung der Demokratie für die 

Zukunft. Zwar stellt auch eine langfristig besorgniserregende Entwicklung des Schul-

BVerfG, Urteil vom 12. September 2012 - 2 BvE 6/12, 2 BvR 1390/12, 2 BvR 1421/12, 2 BvR 
1438/12, 2 BvR 1439/12, 2 BvR 1440/12- , BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
BVerfG, Urteil vom 12. September 2012 - 2 BvE 6/12, 2 BvR 1390/12, 2 BvR 1421/12, 2 BvR 
1438/12, 2 BvR 1439/12, 2 BvR 1440/12- , BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
BVerfGE 129, 124 <170>, NJW 2011, 2946-2953 
BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
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denstandes keine verfassungsrechtlich relevante Beeinträchtigung der Kompetenz 

des Gesetzgebers zu einer situationsabhängigen Fiskalpolitik dar. Dennoch führt 

sie zu einer faktischen Verengung von Entscheidungsspielräumen. 6 9 

Deren Offenhaltung ist ein legitimes verfassungsgesetzgeberisches Ziel . 7 0 

Zwar ist es in erster Linie die Aufgabe des aktuellen Gesetzgebers, abzuwägen, ob 

auch für die Zukunft Bindungen in Bezug auf das Ausgabeverhalten geboten und 

deshalb - spiegelbildlich - eine Verringerung des Gestaltungs- und Entscheidungs­

spielraums in der Gegenwart hinzunehmen sind. 7 1 Der demokratische Prozess muss 

dabei jedoch offen bleiben. Es muss weiterhin aufgrund anderer Mehrheitsentschei­

dungen rechtliche Umwertungen erfolgen können und eine irreversible rechtliche 

Präjudizierung künftiger Generationen vermieden werden. 7 2 

Zukünftige Parlamente würden durch die Übernahme der oben dargestellten unbe­

grenzten Kosten- und Haftungsrisiken in verfassungswidriger Weise in Ihrer Ent­

scheidungsfreiheit eingeschränkt. Insbesondere aufgrund der Ungewissheit über die 

zukünftige Lagerung und Sicherung des radioaktiven Abfalls werden zukünftige Re­

gierungen in ihren Entscheidungsspielräumen faktisch eingeschränkt. Welche Kosten 

tatsächlich für die Lagerung anfallen werden, ist ungewiss. Sicher ist jedoch, dass 

diese zukünftig zu zahlen sind und jederzeit damit gerechnet werden muss, dass ei­

ne Umlagerung erfolgen muss. Dies gilt umso mehr, als bisher nicht einmal die Krite­

rien für eine Endlagerung feststehen und keine Erfahrungswerte vorliegen. Auch öko­

logische Schäden können nicht eingeschätzt werden. Die Parlamente werden daher 

für einen Zeitraum von mindestens einer Million Jahre berücksichtigen müssen, dass 

erhebliche Kosten durch den radioaktiven Müll verursacht werden können. Bereits 

BVerfGE 119, 96 <147>; NVwZ2007, 1405-1420 
BVerfG, Urteil vom 12. September 2012 - 2 BvE 6/12, 2 BvR 1390/12, 2 BvR 1421/12, 2 BvR 
1438/12, 2 BvR 1439/12, 2 BvR 1440/12 - , BVerfGE 132, 195-287, Rn. 120; NJW 2012, 3145-
3161 
So auch BVerfG, Urteil vom 12. September 2012 - 2 BvE 6/12, 2 BvR 1390/12, 2 BvR 1421/12, 2 
BvR 1438/12, 2 BvR 1439/12, 2 BvR 1440/12 - , BVerfGE 132, 195-287; NJW 2012, 3145-3161 
BVerfGE 5, 85 <198 f.>; 44, 125 <142>; 123, 267 <367>; NJW 1956, 1393; 
Hesse, Grundzüge des Verfassungsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 20. Aufl. 1995, Rn. 
143; 
Hofmann/Dreier, Repräsentation, Mehrheitsprinzip und Minderheitenschutz, in: Schneider/Zeh, 
Parlamentsrecht und Parlamentspraxis, § 5 Rn. 58; Sommermann, in: v. Mangoldt/Klein/Starck, 
GG, Bd. 2, 6. Aufl. 2010, Art. 20 Rn. 86; 
Kotzur, W D S t R L 69 <2010>, S. 173 <192 f > 
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unter Zugrundelegung des viel zu geringen Betrages von 2.500 Euro für eine monat­

liche Überwachung der Endlager und einer Inflation von 2 % würden die Kosten für 

die Überwachung für eine Million Jahre insgesamt mehr Geld erfordern, als heute 

weltweit zur Verfügung steht. 7 3 Wichtig ist zudem, dass es bei der Übernahme der 

Atomkraftwerke keine Kündigungs- oder Austritts rechte gäbe. Die Kosten- und Haf­

tungsrisiken sind unbegrenzt. Soweit die Bundesregierung die Verantwortung für die 

Atomkraftwerke übernimmt, ist sie hieran gebunden und muss über einen unbegrenz­

ten Zeitraum Verantwortung und Kosten für den radioaktiven Atommüll übernehmen. 

Zitat: Herr Franz Alt, Journalist 
26 



IM. Vereinbarkeit mit dem Gleichbehandlungsgrundsatz 

Die Übernahme der Atomkraftwerke zum Zweck des Rückbaus und der Entsorgung 

des Atommülls könnte zudem gegen Art. 3 GG verstoßen. 

Art. 3 GG beinhaltet den allgemeinen Gleichheitssatz. Er verbietet es, gleiche Sach­

verhalte ungleich und ungleiche Sachverhalte gleich zu behandeln, soweit dies nicht 

sachlich gerechtfertigt ist. 

1) Ungleichbehandlung 

Eine Ungleichbehandlung entsteht durch die teilweise staatliche Übernahme der 

Kosten- und Haftungsrisiken für die Entsorgung des radioaktiven Abfalls. 

Art. 3 GG findet auch bei inländischen juristischen Personen des Privatrechts An­

wendung. 7 4 Nach Art. 19 Absatz 3 GG gelten die Grundrechte auch für inländische 

juristische Personen, soweit sie ihrem Wesen nach auf diese anwendbar sind. 

a) Vergleichsguppen 

Es gibt eine Vielzahl deutscher Unternehmen, denen erhebliche Kosten durch die 

Entsorgung von Sondermüll entstehen. 

Als "Sondermüll" werden gefährliche Abfälle bezeichnet, welche aufgrund ihrer Art, 

Menge oder Beschaffenheit brennbar, explosiv, gesundheitsgefährdend, krankheits­

erregend, luftgefährdend oder wassergefährdend sind. Bestimmt werden jene Abfälle 

durch die Abfallverzeichnis-Verordnung (AW) . Insbesondere langlebige oder was­

serlösliche Sonderabfälle müssen unterirdisch gelagert werden. Aber auch sonstige 

Entsorgungskosten stellen einen erheblichen Aufwand für Unternehmen dar. Gefähr­

licher Müll sind zum Beispiel Säuren, Quecksilber, Blei, chemische Stoffe und Altöl. 

Der Großteil des genehmigungspflichtigen Mülls, etwa Altöl oder Lösungsmittel müs­

sen unterirdisch gelagert werden. Sie werden einerseits in ehemaligen Stollen zur 

Stabilisierung derselben deponiert oder in Salzgestein, also ehemaligen Salzberg-

BVerfGE 35, 348/357, NJW 1974, 229-232 
Jarass in Jarass/Pieroth, GG Kommentar, 12. Auflage, Art. 3 GG, Rn. 4 
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werken. Folglich handelt es sich eine geeignete Vergleichsgruppe. Radioaktiver 

Abfall gehört selbst zum Sondermüll. 

b) Teilweise Übernahme der Entsorgungs- und Haftungsrisiken 

Der Bund übernimmt für die Atomkonzerne die Haftungs- und Entsorgungsrisiken, 

während andere Unternehmen weiterhin selbst mit Haftungs- und Entsorgungsrisiken 

für anfallenden Sondermüll belastet sind. 7 5 

Ein Eingriff in Art. 3 GG liegt mithin vor. 

2) Rechtfertigung 

Die Anforderungen an die Rechtfertigung eines Eingriffs in das Gleichbehandlungs-

recht richten sich nach der Intensität des Eingriffs. 

Die Willkürprüfung geht davon aus, dass der Gleichheitssatz nur verletzt sei, wenn 

ein vernünftiger, sich aus der Natur der Sache ergebender oder sonst sachlich ein­

leuchtender Grund für die gesetzliche Differenzierung nicht aufzufinden sei . 7 6 

Bei der Verhältnismäßigkeitsprüfung hingegen wird auf den Zweck der Gleich- oder 

Ungleichbehandlung abgestellt. Eine Ungleichbehandlung müsste durch das Diffe­

renzierungsziel begründet werden. Das Differenzierungskriterium muss im Hinblick 

auf das Differenzierungsziel geeignet, notwendig und angemessen sein. 

Entscheidend ist vorliegend, dass verschiedene Personengruppen ungleich behan­

delt werden. Eine Beeinträchtigung juristischer Personen ist nicht von vornherein 

sachverhaltsbezogen. Auch zwischen juristischen Personen ist eine Ungleichbehand­

lung möglich. 7 7 Der Eingriff ist daher einer strengen Verhältnismäßigkeitsprüfung zu 

unterziehen. 7 8 

siehe oben: B. 2) 
BVerfGE 1, 14 <52>; BVerfGE 1, 14-66 
Kischel in Epping/Hillgruber, Grundgesetz Kommentar, Art. 3 GG, Rn. 24 
BVerfGE 95, 267 <317>; NJW 1997, 1974-1980; BVerfGE 99, 367, <389>; NJW 1999, 1535-1539 
BVerfGE 103, 310, <318f.>; 116, 135 <160>; 118, 1, <26>; NJ 2001, 474-476; 
Jarass in GG Kommentar, 12. Auflage, Art. 3 GG, Rn. 19 
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a) Differenzierungsgrund 

Der einzige Grund für die Übernahme der Atomkraftwerke wäre die Sicherung der 

gebildeten Rücklagen. Sollten die Kraftwerksbetreiber vorzeitig zahlungsunfähig wer­

den, könnten auch die gebildeten Rückstellungen verloren gehen. Da sich die Bun­

desregierung bei einer Insolvenz um den Rückbau und die Entsorgung kümmern 

müsste, besteht die Gefahr, dass die gebildeten Rückstellungen nicht mehr gemäß 

Ihrer Zweckbestimmung genutzt werden könnten. 

Die Organisation der End- und Zwischenlagersuche obliegt bereits der Bundesregie­

rung. Das Bundesamt für Strahlenschutz hat nach § 23 Abs. 1 Nr. 2 AtG die Aufgabe, 

Anlagen zur Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver Abfälle zu errichten und 

zu betreiben und so die in § 9a Abs. 3 Satz 1 AtG festgelegte Verpflichtung des Bun­

des zur Errichtung und zum Betrieb von Endlagern zu erfüllen. Daher kann es kein 

Kriterium bei der Übernahme der Atomkraftwerke sein, dass die Organisation der 

Endlagersuche und der Betrieb dieser Endlager sichergestellt werden soll. Dies wird 

bereits ohne eine Übernahme in eine öffentlich- rechtliche Stiftung sichergestellt. 

b) Verhältnismäßigkeitsprüfung 

Soweit eine Willkürprüfung aufgrund des erheblichen Eingriffs nicht ausreicht, muss 

anhand der sogenannten „Neuen Formel" eine Verhältnismäßigkeitsprüfung erfolgen. 

Danach ist der Gleichheitssatz „vor allem dann verletzt, wenn eine Gruppe von Nor­

madressaten im Vergleich zu anderen Normadressaten anders behandelt wird, ob­

wohl zwischen beiden Gruppen keine Unterschiede von solcher Art und solchem 

Gewicht bestehen, dass sie die Ungleichbehandlung rechtfertigen könnten." 7 9 Die 

Intensität der Prüfung hängt davon ab, wie gewichtig die Umstände sind, die für eine 

strenge Prüfung sprechen. Der Rechtfertigungsgrund muss dann „in angemessenem 

Verhältnis zu dem Grad der Ungleichbehandlung" stehen. 8 0 

Zunächst müssen die Differenzierungsgründe von solcher Art und solchem Gewicht 

sein, dass sie die Ungleichbehandlung rechtfertigen können. Diese Bedeutung 

7 9 BVerfGE 55, 72, 88; NJW 1981, 271 ff. 
8 0 BVerfGE 102, 68/87, 99, 165/178; NJW 2000, 2730-2733 
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kommt dem Differenzierungsgrund vorliegend nicht zu. Dem Ziel der Sicherung der 

Rückstellungen ist nur ein geringes Gewicht beizumessen. Es gibt keine Anhalts­

punkte, dass eine Zahlungsunfähigkeit der Energiekonzerne droht. Zudem vereinen 

die Konzerne erhebliche Anlagevermögen, welche im Fall einer Insolvenz eine hohe 

Absicherung bieten. 

Zudem besteht zwischen dem vorgefundenen Unterschied und den vorgenommenen 

Ungleichbehandlungen kein hinreichender Legitimationszusammenhang. 

Erforderlich ist eine behördliche Maßnahme dann, wenn sie zur Erreichung des an­

gestrebten Zwecks geeignet ist und es zur Erreichung des angestrebten Zwecks kein 

geeignetes Mittel gibt, das den Einzelnen oder die Allgemeinheit weniger beeinträch­

tigt. 

Zwar ist bei den Energiekonzernen, welche auch Strom aus Atomkraftwerken produ­

zieren, ein erheblich größerer finanzieller Aufwand für den Rückbau der Anlagen und 

die Lagerung des radioaktiven Abfalls in einem Endlager erforderlich. Sollten die 

Energiekonzerne zahlungsunfähig werden, müsste die Regierung extrem große fi­

nanzielle Mittel bereitstellen. 

Jedoch geht die Regierung zugleich ein viel höheres Risiko durch die Übernahme 

der Risiken einer erheblichen Verteuerung des Rückbaus und der Lagerung der Stof­

fe ein. Gleiches gilt für das hiermit verbundene Haftungsrisiko über einen Zeitraum 

von mindestens einer Million Jahren. 

Wie bereits dargestellt gibt es noch keine Lösung für ein Endlager, weshalb mit einer 

erheblichen Verteuerung der Entsorgungskosten zu rechnen ist. Unabhängig davon, 

dass bisher keine einheitlichen Anforderungskriterien an ein Endlager bestimmt wur­

den, liegen keine Erfahrungswerte vor. Es kann daher nicht sichergestellt werden, 

dass die Stoffe tatsächlich für eine Million Jahr sicher gelagert werden. 

Zudem stellt die Freistellung von Haftungs- und Kostenrisiken eine Subventionierung 

der Energiekonzerne dar. Der Staat darf seine Leistungen nicht nach unsachlichen 
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Gesichtspunkten „willkürlich" verteilen. Subventionen müssen sich gemeinwohlbe­

zogen rechtfertigen lassen. 8 2 Die Energiekonzerne, welche Kernkraftwerke betrei­

ben, erwirtschaften einen erheblichen Gewinn und können über ein hohes Vermögen 

verfügen. Aufgrund ihrer Größe und des erheblichen Anteils am Strommarkt können 

von diesen Energiekonzernen noch viel eher die hohen Kosten für die Beseitigung 

des Sondermülls aufgebracht werden, als von kleinen und mittelständischen Unter­

nehmen die in einer viel größeren Konkurrenzstellung stehen. 

Berücksichtigt werden muss zudem, dass viele Unternehmen mit den hohen Kosten 

der Entsorgung von Sondermüll belastet werden und hierdurch insolvenzgefährdet 

sind. Dies kann aber nicht das Problem des Steuerzahlers sein. Dieser Grundsatz 

muss in einer freien Marktwirtschaft für alle Unternehmen gelten. Kosten und Risiken 

sind nach dem Verantwortungsprinzip zu tragen. 

Dies ist aufgrund der aufgezeigten erheblichen Nachteile durch die Übernahme der 

Kosten- und Haftungsrisiken gerade nicht der Fall. 

3) Zwischenergebnis 

Die Übernahme der Kosten- und Haftungsrisiken verletzt andere Unternehmen, die 

ihren Sondermüll selbst auf eigene Kosten entsorgen müssen, in unzulässiger Weise 

in ihren Rechten aus Art. 3 GG. Dieser Eingriff ist nicht durch die Absicherung der 

bisher gebildeten Rückstellungen gerechtfertigt. 

VG Köln, Urteil vom 25.03.2014, Aktenzeichen: 14 K 6024/11, Rn. 163 
VG Köln, Urteil vom 25.03.2014, Aktenzeichen: 14 K 6024/11, Rn. 163 
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IV. Wettbewerbsrechtliche Bedenken 

Eine Vereinbarung nach dem Angebot der großen Energiekonzerne könnte gegen 

europäisches Wettbewerbsrecht verstoßen. 

Europarechtlich ist eine staatliche Beihilfe an Unternehmen im internationalen Wett­

bewerb in den meisten Fällen untersagt. Art. 107 des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union (AEUV) formuliert das Verbot der staatlichen Beihilfe be-

wusst weit. Nach Abs. 1 ist jede aus staatlichen Mitteln gewährte Beihilfe gleich wel­

cher Art mit dem Binnenmarkt unvereinbar, soweit sie durch die Begünstigung be­

stimmter Unternehmen oder Produktionszweige den Wettbewerb verfälscht oder zu 

verfälschen droht, soweit sie den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt. 

Eine Beihilfe setzt eine Vergünstigung gegenüber anderen Unternehmen voraus, die 

sich im Hinblick auf das mit der betreffenden Maßnahme verfolgte Ziel in einer ver­

gleichbaren tatsächlichen und rechtlichen Situation befinden. 8 3 Die großen Energie­

konzerne sind nach ihren eigenen Angaben in besonderem Maße international tä­

t ig . 8 4 Sie sind am Handel zwischen Mitgliedstaten in großem Umfang beteiligt und 

stehen in direkter Konkurrenz zu ausländischen Unternehmen. 

Grundsätzlich kann also jede Begünstigung gegenüber den Stromkonzernen eine 

Beihilfe sein, die den Handel zwischen Mitgliedstaaten beeinträchtigt. Durch die weite 

Formulierung des Verbots in Art. 107 Abs. 1 AEUV sollen alle denkbaren Subventi­

onsarten erfasst werden, gerade auch solche, die sich nicht auf die Zurverfügungstel­

lung von Geld beschränken. Nach der ständigen Rechtsprechung des Gerichtshofs 

der Europäischen Union umfasst der Begriff der Beihilfe neben positiven Leistungen 

wie zum Beispiel Subventionen, auch Maßnahmen, die in verschiedenen Formen 

eine Belastung vermindern, die ein Unternehmen regelmäßig zu tragen hat. Ent­

scheidend ist, dass die Maßnahmen nach Art und Wirkung positiven Leistungen 

gleichstehen. 8 5 Erfasst ist also dabei auch jede Entlastung der Konzerne durch eine 

staatliche Übernahme von Verpflichtungen des Konzerns. 

EuGH, Urteil vom 17.11.2009, C-169/08, Rn. 62; IStR 2010, 580-584 
Etwa für RWE: https://www.rwe.com/web/cms/de/1174416/we-consulting/karriere/wieso-rwe-
consulting/we-are-international/ 
EuGH, Urteil vom 08.12.2011, C-81/10 P, Slg 2011, 1-12899-12985 
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Das ist konsequent: 

Denn für das Vorliegen einer Wettbewerbsverzerrung ist es unerheblich, ob Energie­

versorgungsunternehmen direkt mit Zahlungen oder durch die Verschiebung von 

Haftungsrisiken und Verpflichtungen begünstigt werden. 

Genau hierum handelt es sich. Denn die Frage der Endlagerung von hochradioakti­

vem Nuklearabfall ist bis heute völlig ungeklärt. Nach dem Verursacherprinzip sind 

die Kosten der Stilllegung - gemäß §§ 9a Abs. 3, 21b Abs. 1 AtG auch die der End­

lagerung - vom Betreiber des jeweiligen Atomkraftwerks zu tragen. Auch ausführli­

che wissenschaftliche Studien können eine Schätzung dieser Kosten für eine Endla­

gerung nur unter der ungestützten Annahme der Verfügbarkeit einer entsprechenden 

Lagerstätte vornehmen. 8 6 Die bisher seit Jahrzehnten ergebnislos verlaufende, welt­

weite Suche nach einem geeigneten Endlager zeigt, dass die vorliegenden Schät­

zungen ohne die Einbeziehung der Kosten für die Endlagersuche nicht vollständig 

sein können. Erhebliche, aus jetziger Sicht nicht abschätz- oder begrenzbare zusätz­

liche Kosten sind für die Durchführung der Stilllegung zu erwarten. 

Eine Vereinbarung nach der Vorstellung der Energiekonzerne würde dafür sorgen, 

dass diese für die Kosten für die Stilllegung ihrer Atomkraftwerke nicht selbst auf­

kommen müssen. Insbesondere könnten sie sich von dem Risiko befreien, dass die 

tatsächliche Stilllegung und Endlagerung die bisher geschaffenen Rücklagen deutlich 

übersteigen könnte. Damit verbessern sich die Attraktivität und damit der Kurs ihrer 

Aktien sowie die Möglichkeiten für die Unternehmen, sich Kapital etwa zum Kauf an­

derer Unternehmen, Kraftwerke und Stromnetze zu beschaffen. 

Insgesamt wäre es ihnen damit durch eine verbesserte Position im EU-Wettbewerb 

möglich, am europäischen Binnenmarkt Strom günstiger anzubieten als ihre europäi­

schen Mitbewerber. Hierin liegt eine Wettbewerbsverzerrung durch eine Beihilfe 

vom deutschen Staat. 

So etwa die Kostenstudie 2011 (KS11): Schätzung der Stilliegungskosten der Schweizer Kernan­
lagen, verfügbar unter: 
http://www.bfe.admin.ch/php/modules/publikationen/stream. php?extlang=de&amp;name=de_8264 
36395.pdf 
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Genau solche begünstigenden Maßnahmen will Art. 107 Abs. 1 AEUV verhindern. 

Dementsprechend hat die EU-Kommission bereits ein Prüfungsverfahren gegen 

Großbritannien wegen der von ihr geplanten, wahrscheinlich EU-rechtswidrigen Sub­

vention britischer Atomkraftwerke eingeleitet. 8 7 Die britische Regierung plant, dem 

Betreiber des Atomkraftwerks Hinkley Point C eine feste Vergütung in Höhe von um­

gerechnet 113,52 Euro pro Megawattstunde zu garantieren. Die Kommission bezwei­

felt ernsthaft die Vereinbarkeit dieser als Subvention eingestuften Garantie mit Art. 

107 AEUV. 8 8 Durch die von der britischen Regierung geplante Preisgarantie gegen­

über dem Betreiber werde das unternehmerische Risiko vollständig für eine begrenz­

te Zeit auf den Staat umgelegt, was zu einer schweren Verzerrung von Marktdynami­

ken führen könne. 8 9 

Wenn dies bereits für eine zeitlich begrenzte Übernahme von Risiken gilt, so ist die 

Marktverzerrung noch viel schwerwiegender bei einer zeitlich unbegrenzten Über­

nahme. Eine Vereinbarung zwischen dem Bund und den Energiekonzernen, nach 

der das den Energiekonzernen obliegende Risiko der Stilllegung und Entsorgung 

vollständig und für immer auf den Bund umgelegt würde, wäre daher erst recht euro­

parechtswidrig. Im Hinblick auf die Strenge der Kommission im Umgang mit den ge­

planten britischen Subventionen ist auch zu erwarten, dass sie gesteigerten Wert auf 

die Prüfung und Untersagung der vorgeschlagenen Vereinbarung legen wird. 

Eine Annahme des Angebots der Energiekonzerne ist daher wegen Verstoßes 

gegen Europarecht nicht möglich. 

The Guardian, http://www.theguardian.com/business/2013/dec/02/european-commission-inquiry-
hinkley-point-deal; Stellungnahme der Europäischen Kommission vom 18. 12.2013, insb. S. 67, ab­
rufbar unter: 
http://ec.europa.eu/competition/state_aid/cases/251157/251157_1507977_35_2.pdf 
Stellungnahme der EU-Kommission, S. 67 
Stellungnahme der EU-Kommission, S. 50 
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V. Alternativen zum Vorschlag der Kraftwerksbetreiber 

Es wird bereits seit geraumer Zeit darüber diskutiert, ob die Energiekonzerne ver­

pflichtet werden können, die Rückstellungen insolvenzfest in einen öffentlichen Fond 

oder eine öffentlich-rechtliche Stiftung einzuzahlen. Alle Risiken würden weiterhin im 

Sinne des Verursacherprinzips von den Energiekonzernen getragen werden. 

In Betracht würden zum einen die Auflösung der bereits gebildeten Rückstellungen 

und deren Überleitung in einen Fond kommen. Alternativ und als weniger belasten­

der Eingriff könnten die Energiekonzerne verpflichtet werden neu zu bildende Rück­

stellungen in einen Fond einzuzahlen, wobei die bereits gebildeten Rückstellungen 

bei den Energiekonzernen verbleiben. 

1) Vereinbarkeit mit Art. 3 GG 

Eine selektive Verlagerung nur von Nuklearrückstellungen in einen öffentlich­

rechtlichen Fond könnte jedoch eine Ungleichbehandlung gegenüber anderen Ener-

gieversorgern darstellen, die keine Atomkraftwerke betreiben und anderen Unter­

nehmen, die industrielle Anlagen betreiben. 

Rückstellungen werden grundsätzlich für zukünftige Verpflichtungen der Unterneh­

men gebildet. Es müsste eine rechtssichere Begründung dafür gefunden werden, 

warum sonstige Rückstellungen in Unternehmen verbleiben dürfen, die Nuklearrück­

stellungen der KKW-Betreiber aber nicht. 

Um einen Verstoß gegen Art. 3 GG zu vermeiden, wäre ein tragfähiger sachlicher 

Differenzierungsgrund erforderlich. 

Dies könnte beispielsweise mit folgenden Argumenten begründet werden: 9 0 

a) Die Entsorgungsaufgabe ist durch exzeptionelle Größe und Langfristigkeit ge­

kennzeichnet. 
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b) Es besteht ein hohes Risiko für die öffentlichen Haushalte, im Insolvenzfall für 

die exzeptionell hohen Kosten aufkommen zu müssen. 

c) Die Einrichtung von Anlagen zur Endlagerung radioaktiver Abfälle ist gemäß 

§ 9 a Absatz 3 AtG eine öffentliche Aufgabe Daher liegt es nahe, auch die Fi­

nanzierung der Endlagerung unter das Dach eines öffentlich- rechtlichen 

Fonds zu stellen. (Die Mittel stammen nach dem Verursacherprinzip von den 

KKW-Betreibern, nur ihre Verwaltung wird dem Fonds übertragen.) 

2) Verstoß gegen Art. 14 GG 

Des Weiteren könnte gegen eine gesetzliche Verpflichtung zur Einzahlung in einen 

öffentlich-rechtlichen Fond sprechen, dass dies eine übermäßige wirtschaftliche Be­

lastung darstellt und die Energiekonzerne daher in ihrem Grundrecht aus Art. 14 GG 

verletzt werden. 

Ein Eingriff wiegt umso schwerer, als bereits gebildete Rückstellungen aufgelöst 

werden müssten, da diese mittel- bis langfristig zur Innenfinanzierung von Investitio­

nen in anderen Unternehmensbereichen genutzt wurden und werden. Eine solche 

Verpflichtung würde dazu führen, dass Aktiva verkauft bzw. Darlehen aufgenommen 

werden müssten. Hierin könnte eine Inhalts- und Schrankenbestimmung des Eigen­

tums liegen, sofern die Verfügungsbefugnis der Betreiber über bestehende eigen­

tumsfähige Rechtspositionen eingeschränkt würde. 9 1 

Eine Verlagerung von Rückstellungen in einen Fonds würde den KKW-Betreibern 

diese Mittel entziehen. 

In Betracht kommt auch die gesonderte Einzahlung einer vorzunehmenden Erhö­

hung der Rückstellungen. Selbst dann würde der Fremdkapitalbedarf erhöht und zu­

dem die Ratingposition verschlechtert.9 2 Dies hätte zur Folge, dass die Energiekon-
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zerne auch sonstige Unternehmensfinanzierungen zu ungünstigeren Zinssätzen er­

halten. 

Diese Eingriffe könnten jedoch gerechtfertigt sein. 

Rückstellungen sind eine Quelle gravierender wirtschaftlicher Vorteile der Energie­

konzerne. Dies muss bei einer verfassungsrechtlichen Abwägung mit Grundrechten 

Dritter beachtet und ein angemessener Ausgleich bei Grundrechtsbeeinträchtigun­

gen durch diese erheblichen Vorteile gefunden werden. Im Sinne fairen Wettbewerbs 

besteht ein weiterer Spielraum für den Abbau von wirtschaftlichen Vorteilen aus der 

Nutzbarkeit der Rückstellungen zur Innenfinanzierung. 

Ein Eingriff in Art. 14 GG könnte durch die Schaffung von Übergangsfristen und einer 

Umsetzung in langsamen Schritten angemessen sein. Hierdurch würden Eingriffe 

abgemildert. 

Zwar wurden die wirtschaftlichen Vorteile der Atomenergie durch die zum 1.1.2011 

eingeführte Kernbrennstoffsteuer und die Rücknahme der Laufzeitverlängerung in 

Verbindung mit zeitlich engerer Begrenzung der Restlaufzeiten sowie der sofortigen 

Stilllegung von acht Kernkraftwerken deutlich reduziert. Daneben profitierten die 

Energiekonzerne jedoch weiterhin durch eine fehlende vollständige Haftpflicht für das 

Risiko nuklearer Unfälle. 9 3 Diese ist durch die begrenzte Zahlungsfähigkeit der Un­

ternehmen faktisch begrenzt. 

Die bisher getätigten Rückstellungen ermöglichen den Energiekonzernen Innenfi-

nanzierungsmöglichkeiten ohne die Aufnahme von Fremdkapital. Hierdurch entste­

hen für die Energiekonzerne Wettbewerbsvorteile. Die Rückstellungen schlagen sich 

zudem negativ in den Bilanzen wider, so verschiebt sich die Steuerschuld in die Zu­

kunft und ein Zinsvorteil entsteht. Der kumuliert bis 2010 aufgelaufene Förderwert 

der Rückstellungen beträgt etwa 68 Milliarden Euro. 9 4 Die Energiekonzerne konn­

ten das Geld für Investitionen nutzen, ohne dafür Zinsen und Steuern zu zahlen. 
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Sie haben durch die Rückstellungen mehr Geld eingenommen als sie für den 

Rückbau und die Entsorgung der Kraftwerke bereit sind zu bezahlen. Der aktu­

elle Vorschlag von RWE, E.ON und EnBW würde den Atomkonzernen diese 

Gewinne lediglich sichern. 

Zudem haben die neuen rechtlichen Rahmensetzungen nur ohnehin bestehende 

Problemlagen weiter verschärft, sind aber nicht der einzige und dominierende Auslö­

ser der wirtschaftlichen Verschlechterung. 9 5 Beispielsweise haben E.ON und RWE 

bei diversen Übernahmevorhaben in den USA und Südeuropa Fehlschläge bzw. Ver­

luste erzielt. 9 6 Die Ölpreisbindung des Erdgaspreises in langfristigen Lieferverträgen 

war zwar jahrzehntelang attraktiv für die Gasversorger, erweist sich aber bei sinken­

den bzw. deutlich geringeren Spotmarktpreisen als wirtschaftlicher Belastungsfaktor. 

Die Energiekonzerne sind bisher nicht in größerem Umfang in dezentrale Projekte 

der erneuerbaren Energieversorgung eingestiegen. 9 7 
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